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Umwandlungsbremse

Allenthalben steht in Lübeck 
die Umwandlung von Miet- 
in Eigentumswohnungen auf 
der Tagesordnung. Mieter-
haushalte sind verunsichert 
und fürchten um ihre Woh-
nung, falls diese nach Um-
wandlung verkauft und vom 
Erwerber wegen Eigenbe-
darf gekündigt wird.
Im Artikel „Mehr Schutz für 
Mieter in Lübeck“ der „Lübe-
cker Nachrichten“ vom 
1. September 2023 hieß es, 
dass der Bereich Stadtpla-
nung und Bauordnung fest-
gestellt habe, dass man die 
Umwandlung von Miet- in Ei-
gentumswohnungen nicht 
verhindern könne.
Dem ist klar zu widerspre-
chen. Selbstverständlich gibt 
es dafür Möglichkeiten auf 
Landes- und kommunaler 
Ebene. Ein vom Land viel-
leicht irgendwann einmal 
verabschiedetes Wohnraum-
schutzgesetz, auf das im Arti-
kel als Heilsbringer verwie-
sen wird, hat hingegen mit 
einer Beschränkung bei 
Umwandlung von Miet- in 
 E i g e n t u m s w o h n u n g e n 

nichts zu tun und wird hier 
keinen Mieterschutz bewir-
ken können.
Gilt ein Wohnungsmarkt 
als angespannt, wovon in 
Lübeck ohne Zweifel auszu-
gehen ist, kann das Land 
durch Erlass einer Rechts-
verordnung gemäß § 250 Ab-
satz 1 Satz 3 Baugesetzbuch 
(BauGB) die Umwandlung 
von Miet- in Eigentumswoh-
nungen begrenzen und unter 
Genehmigungsvorbehalt 
stellen. Eine Genehmigung 

ist dann erforderlich für je-
den Fall, für den in einem 
Wohngebäude Teileigentum 
begründet werden soll. Das 
Genehmigungserfordernis 
gilt grundsätzlich nicht, 
wenn sich im Haus nicht 
mehr als fünf Wohnungen 
befinden oder eine der in 
§ 250 Absatz 3 BauGB ge-
nannten Ausnahmen vor-
liegt.
In Berlin ist eine solche Ver-
ordnung seit Oktober und in 
Hamburg seit November 
2021 in Kraft. Die Umwand-
lungsbremse soll beitragen, 
Mieter vor Verdrängung 
zu schützen. Eigentümerin-
teressen werden dadurch ge-
wahrt, dass die Umwand-
lungsgenehmigung in 
bestimmten Fällen erteilt 
werden muss.
Auf kommunaler Ebene kön-
nen soziale Erhaltungssat-
zungen gemäß § 172 Absatz 1 
Nr. 2 BauGB erlassen wer-
den, so dass in diesen „Mili-
euschutzgebieten“ für die 
Umwandlung ebenfalls ein 
Genehmigungsvorbehalt be-
steht. Ziel ist es, alteingeses-
sene Bewohnerstrukturen 
oder Mieterhaushalte mit fi-
nanziell eingeschränkten 
Möglichkeiten zu schützen. 

Vor Einstufung als Milieu-
schutzgebiet muss unter-
sucht werden, ob ein Ver-
drängungspotenzial besteht. 
In Berlin gibt es 78 Milieu-
schutzgebiete, in denen sich 
rund 650.000 Wohnungen 
und damit etwa 40 Prozent 
des Mietwohnungsbestandes 
unter einem entsprechenden 
Schutzschirm befinden.
Parallel zu diesen Umwand-
lungsbremsen ist vom Land 
zu fordern, die Kündigungs-
sperrfrist nach Umwandlung 
aufgrund der Verordnungs-
ermächtigung in § 577a Ab-
satz 2 BGB auf zehn Jahre zu 
verlängern. Derzeit kann der 
Erwerber einer vermieteten 
und nach Umwandlung ver-
äußerten Eigentumswoh-
nung das Mietverhältnis z.B. 
wegen Eigenbedarf nicht vor 
Ablauf von drei Jahren kün-
digen. Eine Verlängerung 
der Sperrfrist auf zehn Jahre 
würde das Geschäftsmodell 
„Erwerb eines Mehrfamili-
enhauses und Verkauf der 
Eigentumswohnungen nach 
Umwandlung“ unattraktiver 
machen und den Mieter-
haushalten zumindest in 
zeitlicher Hinsicht einen 
besseren Schutz vor Eigenbe-
darfskündigungen bieten.  n

Wer Mieter in Umwandlungsfällen vor Verdrängung schützen möchte, kann 

das durch Erlass entsprechender Verordnungen auf Landes- und kommuna-

ler Ebene umsetzen

Wohnraumschutzgesetz
Ein Wohnraumschutzgesetz 
soll den Kommunen einen 
Instrumentenkasten in die 
Hand geben und ihnen Mög-
lichkeiten einräumen, Ei-
gentümer von „Schrott-
immobilien“ zu einer 
ordnungsgemäßen Instand-
haltung zu verpflichten und 
um Standards für den bauli-
chen Zustand, eine ange-
messene Belegung sowie 
für Hygiene- und Gesund-

heitsschutz zu setzen. 
Zusätzlich beinhaltet es Re-
gelungen zur Zweckent-
fremdung von Wohnraum, 
wozu beispielsweise auch 
das Leerstehenlassen ver-
mietbarer Wohnungen aus 
Spekulationsgründen zählt. 
Das Polizei- und Ordnungs-
recht reicht mit seiner Ge-
fahrenlagensystematik re-
gelmäßig nicht aus, um von 
behördlicher Seite an Eigen-

tümer herantreten zu kön-
nen. Ein medial bekanntes 
Beispiel sind die Hochhäu-
ser Im Hölck und Poggen-
breeden in Bad Oldesloe. 
Auf Basis eines Wohnraum-
schutzgesetzes hätte die 
Kommune schon vor Jahren 
ggf. einen Treuhänder ein-
setzen, Mieten einziehen 
und hiervon die notwendi-
gen Sanierungen organisie-
ren und bezahlen können.
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